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Der Bundesminister 

für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

III A4 - 3411 - 39/61 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. ; Zuckerrübenernte 1960 

Bezug : Kleine Anfrage der Fraktion der FDP 
~ Drucksache 2591 — 


Vorgenannte Kleine Anfrage beantworte ich namens der Bun- 
desregierung wie folgt: 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß die Zuckererzeugung aus 
der deutschen Zuckerrübenernte 1960 im Ziickerwirtschaftsjahr 
1960/61 nicht in vollem Umfange abgesetzt werden kann. Es 
ist rid:itig, daß Zuckerimporte aus Kuba, der Dominikanischen 
Republik, Frankreich und der SBZ zum Anwachsen des "Zucker- 
berges" in der Bundesrepublik beigetragen haben. Diese Im- 
porte waren aus handelspolitischen und allgemeinen politischen 
Gründen unvermeidbar. Der Kabinettsausschuß der Bundesregie- 
rung hatte in Anbetracht der Anbauentwicklung bereits am 
12, April 1960 beschlossen, daß nach Ablauf der Handelsver- 
träge mit Kuba und der Dominikanischen Republik am l.März 
1960 keine neuen Verpflichtungen zur Einfuhr von Zucker 
aus Übersee mehr eingegangen werden. Die Einfuhren aus der 
SBZ und Frankreich sind auf Grund des Interzonenhandelsab- 
kommens und des Saarvertrages jedoch nicht zu umgehen, 

Nachdem die Zuckererzeugung des Jahres 1958/59 bereits den 
Bedarf überschritt, hatte die Bundesregierung zur Vermeidung 
der ungünstigen Folgen einer Überversorgung den jährlichen 
Zuckerabsatz der Zuckerfabriken seit dem Zuckerwirtschafts- 
jahr 1959/60 auf 85 v. H. der Erzeugung 1958/59 beschränkt, 
um die Inlandserzeugung dem Bedarf anzupassen. Die Zucker- 
erträge des Jahres 1958'59 je ha waren außergewöhnlich gün- 
stig und lagen um mehr als 14 v, H. über dem langjährigen 
Durchschnitt. Die Beschränkung läßt in etwa die Verwertung 
der auf der derzeitigen Anbaufläche bei einer Normalernte er- 
zeugten Zuckerrüben zu. Trotz dieser Maßnahme, die zur Auf- 
rechterhaltung der Marktordnung notwendig war und auch von 
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den Verbänden der Rübenanbauer und Zuckerfabriken als un- 
vermeidbar anerkannt wird, sind infolge weiterer Ausdehnung 
der Anbaufläche seitens der Erzeuger und außerordentlich gün- 
stiger Erträge im Zuckerwirtschaftsjahr 1960/61 rund 300000 t 
Zucker über die Absatzrechte hinaus erzeugt worden. Diese 
Tatsache hat wesentlich zur Vergrößerung des "Zuckerberges" 
beigetragen. Es wäre also auch ohne Durchführung der oben- 
genannten Importe nicht möglich, die den Bedarf übersteigende 
Mehrerzeugung ohne längere Lagerung dem Verbrauch zuzu- 
führen. 

Nach § 3 des Zuckergesetzes werden Anbau, Lieferung, Ab- 
nahme und Bezahlung von Zuckerrüben zur Verwertung in 
Zuckerfabriken auf der Grundlage von Gesellschafts- oder An- 
baxiverträgen durchgeführt. Dabei müssen die Zuckerfabriken 
von der genannten Beschränkung der Jahresfreigabe für In- 
landzucker ausgehen. Obwohl sich die Zuckerfabriken in der 
Regel beim Abschluß der Anbauverträge für 1960 auf diese 
Beschränkung eingestellt und die Lieferungen der Anbauer ent- 
sprechend gekürzt haben, sind mehr Zuckerrüben erzeugt wor- 
den, als im Rahmen der Verträge verwertet werden konnten, 
Soweit die Zuckerfabriken trotzdem zur Übernahme dieser Mehr- 
rüben bereit waren, haben sie die Bezahlung dieser Rüben im 
allgemeinen von den Verwertungsmöglichkeiten des daraus 
hergestellten Zuckers abhängig gemadxt und außerdem die be- 
treffenden Rübenanbauer darauf hingewiesen, daß sie die Liefe- 
rungen im Jahre 1961 um die 1960 gelieferten Mehrrüben kürzen 
werden. In diesen Fällen haben somit Rübenanbauer und Zucker- 
fabriken Vereinbarungen über die Abnahme und Bezahlung 
der Rüben getroffen, und es besteht daher kein Anlaß, seitens 
der Bundesregierung auf diese privatreditlidien Vereinbarungen 
Einfluß zu nehmen. Sofern sich Zuckerfabriken nicht an die Be- 
schränkung gehalten und nicht entsprechende Vereinbarungen 
mit den Anbauern über die Bezahlung getroffen haben, müssen 
die Zuckerfabriken die Auszahlung des Rübengeldes vertrags- 
gemäß vornehmen. 

Die Bundesregierung ist bei dieser Sachlage der Auffassung, 
daß Rübenanbauer und Zuckerfabriken die nachteiligen Folgen 
ihres Verhaltens selbst verantworten müssen. Sie sieht insbe- 
sondere auch im Interesse der Betriebe, die sich auf die Be- 
schränkung eingestellt und nicht mehr Rüben angebaut haben, 
keine Möglichkeit, den Rübenanbauern pder Zuckerfabriken 
das Risiko einer vorläuhg nidit absetzbaren Mehrerzeugung 
abzunehmen, um so mehr als sie rechtzeitig darauf hingewie- 
sen hat, daß hieriür Kosten aus öffentlichen Mitteln nicht er- 
stattet werden können. Den Zuckerfabriken ist Jedoch die Mög- 
lichkeit gegeben worden, die Mehrerzeugung aus den ZWJ 
1959/60 und 1960/61 im kommenden ZWJ 1961/62 insoweit 
abzusetzen, als ihre tatsächliche Erzeugung im ZWJ 1961/62 die 
festgesetzten Absatzrechte nicht erreichen wird. 


Sdiwarz 



